
StPO) sowie die weiteren, vielfältigen Antragsrechte (§§ 159 Abs. 1, 175, 
183 Abs. 1, 212 Abs. 1, 217 Abs. 1, 234, 236 Abs. 2, 237 Abs. 2 StPO) des 
Beschuldigten und Angeklagten sind Ausdruck und Formen der das 
Strafverfahren unter der Leitung der Organe der Strafrechtspflege mit­
gestaltenden, aktiven Stellung des Beschuldigten und Angeklagten. In 
Wahrnehmung dieser und der weiteren ihm zustehenden Rechte kann 
der Beschuldigte oder Angeklagte aktiv an der Durchführung des Ver­
fahrens in Wahrnehmung seiner Rechte, und gesetzlich geschützten In­
teressen mitwirken. Pflicht der Organe der Strafrechtspflege ist es, den 
Beschuldigten oder Angeklagten zur aktiven Ausübung dieser Rechte zu 
befähigen und bei ihrer Wahrnehmung zu unterstützen. Die StPO orien­
tiert auf die unbedingte Verwirklichung der Rechte aller Beteiligten und 
begnügt sich nicht mit einer formalen Statuierung.

3.1.2.4. Das Recht des Beschuldigten oder Angeklagten zur Stellungnahme
Das Recht zur Stellungnahme ermöglicht es dem Beschuldigten oder An­
geklagten, im Verfahren seine Auffassung zur gegen ihn erhobenen Be­
schuldigung und zu allen mit der Durchführung des Verfahrens zusammen­
hängenden Fragen vorzubringen. Auch dieses Recht dient der aktiven 
Mitwirkung des Beschuldigten bzw. Angeklagten am Verfahren und sei­
ner Verteidigung. Seine Darlegungen geben den Organen der Strafrechts­
pflege eine wichtige Möglichkeit, das Wissen, Denken, Fühlen und Han­
deln des Beschuldigten oder Angeklagten kennenzulernen und zu beur­
teilen.
Der Gewährleistung der Stellungnahme des Beschuldigten oder Ange­
klagten im Verfahren dienen insbesondere folgende Vorschriften:
— § 47 Abs. 2 StPO bestimmt, daß dem Beschuldigten und dem Ange­

klagten bei der Vernehmung zur Sache Gelegenheit zu geben ist, sich 
zusammenhängend zur erhobenen Beschuldigung zu äußern. Diese 
Vorschrift wird durch § 105 Abs. 4 und 5 StPO für das Ermittlungs­
verfahren ergänzt und konkretisiert, dabei wird ausdrücklich auf die 
Möglichkeit der Ausräumung des Verdachts orientiert. Entsprechendes 
gilt für den § 126 Abs. 2 StPO, der die richterliche Vernehmung eines 
Verhafteten oder vorläufig Festgenommenen regelt. § 224 StPO ist 
schließlich auf die Durchführung einer umfassenden, unvoreingenom­
menen Vernehmung des Angeklagten in der Hauptverhandlung ge­
richtet.

— die §§ 230 „Befragung des Angeklagten“ und 238 „Schlußvorträge“ 
sowie 239 „Letztes Wort“ sichern dem Angeklagten in der Hauptver­
handlung, in der allein über seine Bestrafung rechtsverbindlich ent­
schieden werden kann, umfassend zu allen Fragen Stellung zu neh­
men und schließlich auch als Letzter zu sprechen, bevor sich das Ge­
richt zur Beratung über die Entscheidung zurückzieht.

3.1.2.5. Das Recht des Beschuldigten oder Angeklagten, Rechtsmittel ein­
zulegen

Nach der StPO sind grundsätzlich alle für den Beschuldigten oder Ange­
klagten bedeutsamen erstinstanzlichen Entscheidungen anfechtbar, d. h. 
die Möglichkeit der Herbeiführung einer Überprüfung der jeweiligen 
Entscheidung durch ein übergeordnetes Organ ist gegeben. Die Rechts­
mittelrechte des Beschuldigten oder Angeklagten erweisen sich damit als
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